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Marburg, Dezember 2016 
 
 

M a n d a n t e n b r i e f  I V / 2 0 1 6  
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend erhalten Sie wichtige Informationen 
über rechtliche und steuerliche Änderungen. 
 
Gerne können Sie den Mandantenbrief zukünftig 
auch per Email erhalten. Sollten Sie dies wün-
schen, bitten wir um Mitteilung Ihrer Email-
Adresse an maren.weichsel@gwb-partner.de. 
 
Hinweisen möchten wir insbesondere auf die 
Reform des Erbschaft- und Schenkungsteuer-
rechts sowie die anstehende Erhöhung des ge-
setzlichen Mindestlohns.  
 
Die Informationen stellen keine rechtliche oder 
steuerliche Beratung dar und können eine indivi-
duelle Beratung nicht ersetzen. Sollten Sie zu 
einzelnen Themen noch Fragen haben, stehen 
wir Ihnen gern zur Verfügung.  
 
Wir wünschen Ihnen und Ihrer Familie frohe 
Weihnachten und ein gesundes und erfolgreiches 
Jahr 2017. 
 

Mit freundlichen Grüßen  
GWB Boller & Partner mbB 

 
 
 
Katja Möller  Oliver Stumm 
Wirtschaftsprüferin, Rechtsanwalt, Fachanwalt 
Steuerberaterin für Steuerrecht  
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Termine Januar - März 2017 

 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Soli-
daritätszuschlag3 

10.01.2017 13.01.2017 06.01.2017 

dto. 10.02.2017 13.02.2017 07.02.2017 
dto. 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017 

Kapitalertragsteuer, Solidari-
tätszuschlag 

Seit dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritäts-
zuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 10.01.2017 13.01.2017 06.01.2017 
dto. 10.02.2017 13.02.2017 07.02.2017 
dto. 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017 
Einkommensteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017 

Körperschaftsteuer, Solidari-
tätszuschlag 10.03.2017 13.03.2017 07.03.2017 

Gewerbesteuer 15.02.2017 20.02.2017 10.02.2017 
Grundsteuer 15.02.2017 20.02.2017 10.02.2017 
Sozialversicherung5 27.01.2017 entfällt entfällt 
dto. 24.02.2017 entfällt entfällt 
dto. 29.03.2017 entfällt entfällt 

 
Neue Beitragsbemessungsgrenzen ab 1. Januar 2017 

 
Ab 1. Januar 2017 gelten folgende Werte in der Sozialversicherung:6 
 
 2017 

monatlich 
€ 

2016 
monatlich 
€ 

2017 
jährlich 
€ 

2016 
jährlich 
€ 

West 
Krankenversicherung 4.350,00 4.237,50 52.200,00 50.850,00 
Pflegeversicherung 4.350,00 4.237,50 52.200,00 50.850,00 
Rentenversicherung 6.350,00 6.200,00 76.200,00 74.400,00 
Arbeitslosenversicherung 6.350,00 6.200,00 76.200,00 74.400,00 
Ost 

Krankenversicherung 4.350,00 4.237,50 52.200,00 50.850,00 
Pflegeversicherung 4.350,00 4.237,50 52.200,00 50.850,00 
Rentenversicherung 5.700,00 5.400,00 68.400,00 64.800,00 
Arbeitslosenversicherung 5.700,00 5.400,00 68.400,00 64.800,00 

 
Die für die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht geltenden Jahresarbeitsentgeltgrenzen betragen für die bei 
einer gesetzlichen Krankenkasse versicherten Arbeitnehmer 57.600,00 €. Für die bereits am 31. Dezember 2002 in der 
Privaten Krankenversicherung versicherten Beschäftigten beträgt die Grenze 52.200,00 €. 
 
  
                                                        
1  Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum fol-

genden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächs-
te Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überwei-
sung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. 
Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3  Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4  Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlänge-

rung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5  Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 

vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit an die jewei-
lige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

6 http://www.bundesregierung.de; BMAS (Bundesministerium für Arbeit und Soziales), Mitt. v. 05.09.2016, LEXinform 0445046. 

http://www.bundesregierung.de;
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Folgende Unterlagen können im Jahr 2017 vernichtet werden 
 
Nachstehend aufgeführte Buchführungsunterlagen können nach dem 31. Dezember 2016 vernichtet werden: 
 
· Aufzeichnungen aus 2006 und früher. 
· Inventare, die bis zum 31. Dezember 2006 aufgestellt worden sind. 
· Bücher, in denen die letzte Eintragung im Jahre 2006 oder früher erfolgt ist. 
· Jahresabschlüsse, Lageberichte und Eröffnungsbilanzen, die 2006 oder früher aufgestellt worden sind. 
· Buchungsbelege aus dem Jahre 2006 oder früher.7 
· Empfangene Handels- oder Geschäftsbriefe und Kopien der abgesandten Handels- oder Geschäftsbrie-

fe, die 2010 oder früher empfangen bzw. abgesandt wurden. 
· sonstige für die Besteuerung bedeutsame Unterlagen aus dem Jahre 2010 oder früher. 
 
Dabei sind die Fristen für die Steuerfestsetzungen zu beachten. 
 
Unterlagen dürfen nicht vernichtet werden, wenn sie von Bedeutung sind 
 
· für eine begonnene Außenprüfung, 
· für anhängige steuerstraf- oder bußgeldrechtliche Ermittlungen, 
· für ein schwebendes oder aufgrund einer Außenprüfung zu erwartendes Rechtsbehelfsverfahren oder zur Begrün-

dung der Anträge an das Finanzamt und 
· bei vorläufigen Steuerfestsetzungen. 
 
Es ist darauf zu achten, dass auch die elektronisch erstellten Daten für zehn Jahre vorgehalten werden müssen. 
 
Natürliche Personen, deren Summe der positiven Einkünfte aus Überschusseinkünften (aus nichtselbständiger Arbeit, 
Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung und sonstige Einkünfte) mehr als 500.000 € im Kalenderjahr 2016 be-
tragen hat, müssen die im Zusammenhang stehenden Aufzeichnungen und Unterlagen sechs Jahre aufbewahren.8 Bei 
Zusammenveranlagung sind die Feststellungen für jeden Ehegatten gesondert maßgebend. 
 
Die Verpflichtung entfällt erst mit Ablauf des fünften aufeinanderfolgenden Kalenderjahrs in dem die Voraussetzungen 
nicht erfüllt sind. 
 

Kein Ehegattensplitting für nichteheliche Lebensgemeinschaft 
 
Während das am 1. August 2001 in Kraft getretene Lebenspartnerschaftsgesetz für Partner einer gleichgeschlechtlichen 
eingetragenen Lebenspartnerschaft einen gesetzlichen Status einführt, gibt es für nichteheliche Lebensgemeinschaften 
keine umfassende gesetzliche Regelung. 
 
Das Finanzgericht Münster9 hat entschieden, dass der Splittingtarif nur für Ehegatten und eingetragene Lebenspartner-
schaften, nicht aber für nichteheliche Lebensgemeinschaften gilt. 
 
Dass nicht eingetragene Lebenspartner das steuerliche Splittingverfahren nicht beanspruchen können, entschied auch 
schon der Bundesfinanzhof.10 
 
Die Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft werden folglich einzeln veranlagt und daher grundsätzlich immer 
nach dem i. d. R. ungünstigeren Grundtarif besteuert. 
 
Hinweis: Die Partner einer eingetragenen Lebenspartnerschaft werden dagegen einkommensteuerrechtlich in weitem 
Umfang behandelt wie Ehegatten. Für sie ist die Zusammenveranlagung mit Anwendung des Splittingtarifs möglich. 
 

Keine Verrechnung von selbst getragenen Krankheitskosten  
mit zurückerstatteten Krankenversicherungsbeiträgen 

 

Krankheitskosten sind lediglich als außergewöhnliche Belastung steuerlich zu berücksichtigen. Es ist die zumutbare 
Belastung zu beachten. Ein Ansatz der selbst getragenen Krankheitskosten als Sonderausgaben ist nicht möglich. Son-
derausgaben sind nur Beiträge zu Krankenversicherungen, die zumindest im Zusammenhang mit der Erlangung eines 
Versicherungsschutzes stehen und folglich der Vorsorge dienen. 
 
In seiner Entscheidung stellt das Finanzgericht Baden-Württemberg11 ferner klar, dass zurückerstattete Krankenversi-
cherungsbeiträge in voller Höhe mit den gezahlten Krankenversicherungsbeiträgen zu verrechnen sind. Eine Verrech-
nung mit selbst getragenen Krankheitskosten lässt das Gericht nicht zu.  
 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
                                                        
7 § 147 Abs. 3 AO. 
8 § 147a AO. 
9 FG Münster, Urt. v. 18.05.2016, 10 K 2790/14, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. BFH: III B 100/16), LEXinform 5019186. 
10 BFH, Urt. v. 26.06.2014, III R 14/05, BStBl 2014 II, S. 829, LEXinform 0586402. 
11 FG Baden-Württemberg, Gerichtsbesch. v. 25.01.2016, 6 K 864/15, (Rev. eingel., Az. BFH: X R 3/16), LEXinform 5019246. 
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Kein Wegfall der Besteuerung einer privaten Kfz-Nutzung  
wegen Geringfügigkeit 

 
Die private Nutzung eines dem Betriebsvermögen zugeordneten PKW unterliegt der Besteuerung mit monatlich 1 % des 
Bruttolistenpreises.12 Es handelt sich um eine pauschale Ermittlung der mit dem Teilwert zu bewertenden Entnahme zu 
privaten Zwecken. Abweichend von dieser Regelbesteuerung kann der private Nutzungsanteil durch eine Verhältnis-
rechnung der betrieblichen zu den privaten Fahrten nachgewiesen werden.13 In diesem Fall sind aufgrund eines ord-
nungsgemäß zu führenden Fahrtenbuchs die tatsächlich für das Fahrzeug entstandenen Aufwendungen verhältnismäßig 
aufzuteilen. Welche Eintragungen das Fahrtenbuch im Einzelnen enthalten muss, ist in einem weiteren Verfahren vor 
dem Bundesfinanzhof14 zu klären. 
 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Baden-Württemberg15 entfällt die Besteuerung der privaten Kfz-Nutzung nicht 
dadurch, dass es sich um einen unbedeutenden Anteil handelt. Eine Geringfügigkeitsgrenze ist gesetzlich nicht vorgese-
hen. 
 

Verlustverrechnung bei negativem Kapitalkonto eines Kommanditisten 
 
Der einem Kommanditisten zuzurechnende Anteil am Verlust der Kommanditgesellschaft (KG) darf weder mit anderen 
Einkünften aus Gewerbebetrieb noch mit Einkünften aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden, soweit durch die 
Zurechnung des Verlusts ein negatives Kapitalkonto des Kommanditisten entsteht oder sich erhöht. Auch ein Verlustab-
zug ist nicht möglich. Eine Beschränkung des Verlustausgleichs- oder -abzugs erfolgt, wenn folgende Voraussetzungen 
erfüllt sind: 
 
· Haftungsbeschränkung des Gesellschafters, 
· Mitunternehmerstellung des beschränkt haftenden Gesellschafters, 
· Zurechnung eines Verlustanteils, 
· Entstehung oder Erhöhung eines negativen Kapitalkontos durch Verlustzurechnung. 

 
Der nicht ausgleichs- bzw. abzugsfähige – und damit nur verrechenbare – Verlust mindert allerdings die Gewinne, 
die dem Kommanditisten in späteren Wirtschaftsjahren aus seiner Beteiligung an der KG zufließen. 
 
Dem Finanzgericht Münster16 lag folgender Fall zur Entscheidung vor: Für den alleinigen Kommanditisten einer KG war 
zum 31. Dezember 2010 schon ein verrechenbarer Verlust und ein negatives Kapitalkonto festgestellt. Die KG (zu 94 %) 
und der Kommanditist (zu 6 %) waren an einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) beteiligt. Das Finanzamt stellte 
für 2011 negative Einkünfte aus Gewerbebetrieb der KG fest. In dem auf den Kommanditisten entfallenden Anteil war 
ein Verlust aus der GbR-Beteiligung enthalten. Der gesamte Verlustanteil des Kommanditisten wurde vom Finanzamt als 
„nur“ verrechenbarer Verlust festgestellt. Dagegen wehrte sich der Kommanditist. Er war der Ansicht, dass der Verlust 
aus der GbR nicht in die Berechnung des verrechenbaren Verlusts einbezogen werden dürfe. 
 
Das Finanzgericht folgte der Auffassung des Finanzamts und entschied: Der Verlustanteil aus einer GbR, an der eine KG 
und deren alleiniger Kommanditist beteiligt sind, erhöht das negative Kapitalkonto des Kommanditisten und fällt unter 
das Verlustausgleichsverbot.  
 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
 

Eigenverantwortliche Arbeit von Mitarbeitern kann die Freiberuflichkeit  
der unternehmerischen Tätigkeit gefährden 

 
Eine aus zwei Diplom-Ingenieuren bzw. Prüfingenieuren bestehende GbR erstellt Beweissicherungsgutachten für Kfz, 
bewertet Kraftfahrzeuge und führt Haupt- sowie Abgasuntersuchungen durch. Es werden drei weitere Prüfingenieure 
beschäftigt. Sie erledigen den überwiegenden Teil der durchzuführenden Arbeiten weitestgehend selbstständig nach 
den gesetzlichen Vorschriften. Lediglich bei den Messergebnissen treffen sie keine eigene Entscheidung. 
Bei dieser Konstellation liegt für die GbR nach einem Urteil des Sächsischen Finanzgerichts17 keine freiberufliche, son-
dern insgesamt eine gewerbliche Tätigkeit vor. Von über 9.000 jährlich abzuwickelnden Prüfungen und Gutachten wer-
den fast 8.000 von den angestellten Prüfingenieuren eigenverantwortlich und ohne Beteiligung der Gesellschafter erle-
digt. Für die Beurteilung ist unerheblich, dass bei den durchzuführenden Hauptuntersuchungen gesetzliche Kriterien zu 
beachten sind und staatliche Aufgaben wahrgenommen werden. Unbedeutend ist auch der Umstand, dass die Gesell-
schafter vor allem Kontrollaufgaben wahrnehmen, die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben überwachen und ihre Mit-
arbeiter stichprobenartig überprüfen.  
 
Der Bundesfinanzhof muss den Fall abschließend entscheiden. 

                                                        
12 § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG. 
13 § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 EStG. 
14 FG Köln, Urt. v. 18.03.2016, 3 K 3735/12, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. BFH: VIII B 54/16), LEXinform 5019260. 
15 FG Baden-Württemberg, Urt. v. 25.04.2016, 9 K 1501/15, (rkr.), EFG 2016, S. 1076, LEXinform 5019109. 
16 FG Münster, Urt. v. 12.04.2016, 5 K 3838/13, (Rev. eingel., Az. BFH: IV R 32/16), LEXinform 5019162. 
17 Sächsisches FG, Urt. v. 24.02.2016, 2 K 1479/15, (Rev. eingel., Az. BFH: III R 7/16), EFG 2016, S. 1341, LEXinform 5019130. 
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Anschaffungsnahe Herstellungskosten anstelle Sofortabzug  

bei Gebäudesanierung 
 
Die Rechtsprechung hat den Begriff der „Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen“18 konkretisiert. 
 
Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes gehören auch Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungs-
maßnahmen, die innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt werden und 15 % der 
Anschaffungskosten (ohne Umsatzsteuer) des Gebäudes übersteigen. 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH)19 hat in mehreren Urteilen die Auffassung vertreten, typische Schönheitsreparaturen gehör-
ten zu den „anschaffungsnahen“ Herstellungskosten. Der BFH verhindert insoweit den sofortigen Werbungskostenab-
zug, weil solche Maßnahmen das Gebäude erst betriebsbereit, d. h. vermietbar machen. 
 
Hinweis: Aufwendungen für Erhaltungsaufwendungen, die jährlich üblicherweise anfallen, wie etwa Wartungsarbeiten 
an Heizungsanlagen, können indes als sofort abzugsfähige Werbungskosten berücksichtigt werden. 
 

Bonuszahlungen der Krankenkasse mindern  
nicht den Sonderausgabenabzug 

 
Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse im Rahmen eines Bonusprogramms dem Versicherten die von ihm getragenen 
Kosten für Gesundheitsmaßnahmen, mindert dies nicht die als Sonderausgaben abziehbaren Krankenversicherungsbei-
träge. 
 
In dem vom Bundesfinanzhof20 entschiedenen Fall ging es um das Bonusprogramm einer Krankenkasse, das zur Förde-
rung eines Gesundheitsverhaltens der Versicherten Anreiz bieten sollte. Der Versicherte erhielt einen Bonus, wenn er 
bestimmte kostenfreie Vorsorgemaßnahmen in Anspruch genommen hatte oder für Kosten, die von ihm persönlich 
getragen wurden. 
 
Das Gericht argumentiert, dass es sich bei solchen Zahlungen nicht um eine Erstattung von Krankenversicherungsbei-
trägen, sondern um die Erstattung der vom Versicherten getragenen Aufwendungen handele. Damit sind allenfalls die 
als außergewöhnliche Belastung abziehbaren Aufwendungen zu kürzen. 
 

Gutschriftempfänger schuldet unberechtigt ausgewiesene Umsatzsteuer 
 
Wer in einer Rechnung Umsatzsteuer ausweist, obwohl die Lieferung oder sonstige Leistung nicht erbracht wurde (sog. 
Scheinrechnung), schuldet den ausgewiesenen Umsatzsteuerbetrag. Als Rechnung gilt auch eine Gutschrift. Im Unter-
schied zur Rechnung, die der (angeblich) leistende Unternehmer ausstellt, stellt die Gutschrift der (angebliche) Leis-
tungsempfänger aus. Erstellt der angebliche Leistungsempfänger mit Wissen des angeblich leistenden Unternehmers 
eine Gutschrift über eine nicht ausgeführte Lieferung oder sonstige Leistung, schuldet der Gutschriftempfänger die in 
der Gutschrift ausgewiesene Umsatzsteuer. Dies hat das Finanzgericht München21 entschieden. Zwar haben sich mitt-
lerweile die gesetzlichen Vorschriften geändert, die Entscheidung gilt aber auch für die derzeitige Rechtslage. 
 
Der in Anspruch genommene Gutschriftempfänger hat Revision beim Bundesfinanzhof eingelegt, sodass dessen Ent-
scheidung abzuwarten bleibt. Streitig ist die Frage, ob die Grundsätze, die für Scheinrechnungen gelten, auch für 
Scheingutschriften gelten. 
 

Rückwirkung einer Rechnungsberichtigung 
 
Der Gerichtshof der Europäischen Union22 hat entschieden, dass die Ergänzung einer unvollständigen Rechnung zu-
rückwirkt. Der Vorsteuerabzug aus der ursprünglichen Rechnung bleibt erhalten. Dieses Urteil widerspricht dem deut-
schen Recht, das eine solche Rückwirkung nicht anerkennt. 
 
In dem entschiedenen Fall ging es konkret um die Ergänzung der ursprünglich ausgestellten Rechnung um eine fehlen-
de Steuer-Nummer bzw. Umsatzsteuer-Identifikationsnummer. Das Gericht begründete seine Auffassung u. a. damit, 
dass der Vorsteuerabzug gewährt wird, wenn die materiellen Anforderungen, die an eine Rechnung gestellt werden, 
erfüllt sind. Die Angabe z. B. der Umsatzsteuer-Identifikationsnummern gehört zu den formellen Bestandteilen einer 
Rechnung. Diese können auch nachträglich ergänzt werden. 
 

                                                        
18 § 6 Abs. 1 Nr. 1a EStG. 
19 BFH, Urt. v. 14.06.2016, IX R 25/14, IX R 15/15, IX R 22/15, LEXinform 0934816, LEXinform 0950229, LEXinform 0950318. 
20 BFH, Urt. v. 01.06.2016, X R 17/15, DStR 2016, S. 2156, LEXinform 0950457. 
21 FG München, Urt. v. 28.06.2016, 2 K 3248/13, (Rev. eingel., Az. BFH: V R 41/16), EFG 2016, S. 1484, LEXinform 5019281. 
22 EuGH, Urt. v. 15.09.2016, C-518/14, DStR 2016, S. 2211, LEXinform 0589518. 
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Zuschätzungen für frühere Jahre bei einem Imbissbetrieb 
 
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Hamburg23 können festgestellte Umsätze eines Jahres als Schätzungsgrundlage 
für Umsätze in früheren Jahren herangezogen werden. Voraussetzung ist, dass sich die wirtschaftlichen Verhältnisse 
zwischenzeitlich nicht wesentlich geändert haben. Die Beweislast dafür, dass die Annahmen der Finanzverwaltung unzu-
treffend sind, trägt der Steuerpflichtige. 
 
Anmerkung: Die Gefahr von Zuschätzungen ist besonders groß bei Betrieben mit umfassenden Bareinnahmen. Die 
Kasse ist täglich zu führen, die sog. „Z-Abschläge“ sind in jedem Fall aufzubewahren. Außerdem sollten Besonderheiten 
des Unternehmens und in der Preisgestaltung als Beweismittel für Prüfungszwecke zur Verfügung stehen. Besonderhei-
ten können z. B. zeitweise Straßensperrungen, außerordentliche Witterungsbedingungen, außerordentliche Tagesereig-
nisse mit Einfluss auf das Geschäft, krankheitsbedingte Einschränkungen der Öffnungszeiten u. ä. sein. Zusätzlich soll-
ten Gaststätten oder Imbissbetriebe die Speisekarten aufbewahren, um Preisänderungen möglichst auf den Tag genau 
nachvollziehen zu können. Sonderaktionen mit Sonderpreisen sind zu dokumentieren. 
 
Für die Zukunft ist von Seiten des Gesetzgebers vorgesehen, für Kassensysteme bestimmte Standards vorzuschreiben, 
die keine Manipulationsmöglichkeit mehr zulassen.24 
 

Neuregelung der Erbschaft- und Schenkungsteuer 
 
Der Bundesrat stimmte am 14. Oktober 2016 dem Ergebnis des Vermittlungsausschusses zur Reformierung der Erb-
schaft- und Schenkungsteuer zu.25 Das höchst komplizierte Regelungspaket tritt überwiegend rückwirkend zum 
1. Juli 2016 in Kraft. Für Erbschaften und Schenkungen ab diesem Zeitpunkt gelten unter anderem folgende Regelun-
gen: 
 
· Wird eine Unternehmensbewertung im vereinfachten Ertragswertverfahren durchgeführt, gilt ein einheitlicher Kapi-

talisierungsfaktor von 13,75. Diese Regelung gilt rückwirkend zum 1. Januar 2016. 
· Zum begünstigungsfähigen Vermögen gehören im Wesentlichen land- und forstwirtschaftliches Vermögen, Betriebs-

vermögen und Anteile an Kapitalgesellschaften zu mehr als 25 % im Inland, in der Europäischen Union oder einem 
Staat des Europäischen Wirtschaftsraums. 

· Verwaltungsvermögen ist nach der Neuregelung grundsätzlich voll zu versteuern. 
· Der Verwaltungsvermögenskatalog wurde neu beispielsweise um Briefmarkensammlungen oder Oldtimer erweitert. 
· Für Finanzmittel gelten Sonderregelungen. Sie gehören nur dann zum schädlichen Verwaltungsvermögen, soweit ihr 

Wert nach Abzug von Schulden 15 % des gemeinen Werts des gesamten Unternehmens übersteigt. 
· Für Todesfälle sieht das Gesetz eine sogenannte Investitionsklausel vor. Wenn erworbenes Verwaltungsvermögen 

innerhalb von zwei Jahren in begünstigtes Vermögen investiert wird, kann unter bestimmten Voraussetzungen die 
Qualifikation als Verwaltungsvermögen rückwirkend entfallen. Diese Regelung knüpft jedoch an sehr strenge Vo-
raussetzungen an. So muss die Investition zum Beispiel auf einem vorgefassten Plan des Erblassers beruhen. 

· Bei mehrstufigen Unternehmensstrukturen erfolgt die Ermittlung des verschonten Vermögens mittels einer konsoli-
dierten Verbundsvermögensaufstellung. Das gilt bereits bei zweistufigen Strukturen. Die Ermittlungen müssen auf 
Ebene der jeweiligen Gesellschaft vorgenommen werden. 

· Die Regel- und Optionsverschonung (Freistellung in Höhe von 85 % bzw. 100 %) des begünstigten Vermögens 
gelten nur dann uneingeschränkt, wenn der Erwerb des unternehmerischen Vermögens eine Grenze von 26 Mio. € 
nicht übersteigt. Wird diese Grenze überschritten, so kann bis zu einem Erwerb von 90 Mio. € zwischen dem soge-
nannten Abschlags- und dem Erlassmodell gewählt werden. Ab einem Erwerb von mehr als 90 Mio. € je Erwerber 
kommt nur noch das Erlassmodell in Frage. 

· Die Regel- und Optionsverschonung setzen u. a. voraus, dass innerhalb einer Frist von fünf Jahren nach dem Erwerb 
eine bestimmte Mindestlohnsumme nicht unterschritten wird. Diese sogenannte Lohnsummenregelung spielt dann 
keine Rolle, wenn der Betrieb nicht mehr als fünf Beschäftigte hat oder die Ausgangslohnsumme 0 € beträgt. 

· Im Abschlagsmodell verringert sich der gewährte Verschonungsabschlag von 85 % resp. 100 % um jeweils einen 
Prozentpunkt für jede 750.000 €, um die der Wert des begünstigten Vermögens 26 Mio. € übersteigt. 

· Im Erlassmodell wird die Steuer ganz oder teilweise erlassen, wenn der Erwerber nachweist, dass er nicht in der 
Lage ist, die Steuer aus seinem verfügbaren Vermögen zu begleichen (sogenannte Verschonungsbedarfsprüfung). 

· Für Todesfälle kann ein Recht auf Stundung bestehen. Die Stundungsmöglichkeit ist jedoch auf sieben Jahre be-
schränkt und wird nur für das erste Jahr zinslos gewährt. 
 

Da die komplizierten Neuregelungen an unterschiedlichste Berechnungsgrößen anknüpfen, kontaktieren Betroffene bitte 
stets ihren steuerlichen Berater. 
 
  

                                                        
23 FG Hamburg, Urt. v. 23.02.2016, 2 K 31/15, (Nichtzulassungsbeschw. eingel., Az. BFH: X B 32/16), LEXinform 5018963. 
24 Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen, BR-Drs. 407/16. 
25 Bundesrat, Mitt. v. 14.10.2016, LEXinform 0445218. 
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Erhöhung gesetzlicher Mindestlohn zum 01.01.2017 

 
In Deutschland gilt seit dem 01.01.2015 ein flächendeckender gesetzlicher Mindestlohn von brutto € 8,50 je Zeitstunde.  
Ab dem 01.01.2017 wird dieser um 4 % angehoben und liegt dann bei € 8,84 pro Zeitstunde. Es ist jedoch 
möglich, dass der gesetzliche Mindestlohn von allgemein verbindlichen Tarifverträgen der entsprechenden Branchen 
abweicht. In diesen Fällen gilt der Mindestlohn laut Tarifvertrag.  
 
Insbesondere bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen, bei denen die Vergütung nahe der Ober-
grenze von € 450,00 liegt, besteht aufgrund der Mindestlohnerhöhung damit die Notwendigkeit der An-
passung der Vereinbarung mit den Arbeitnehmern. Bei unveränderter Arbeitszeit ohne eine Verringerung würde 
ansonsten durch den Mindestlohn die Grenze der Geringfügigkeit überschritten werden und damit das Arbeitsverhältnis 
aus der Geringfügigkeit herausfallen und der allgemeinen Sozialversicherungspflicht unterliegen. Wenn dies nicht ge-
schehen soll, besteht daher zwingender Bedarf, die Vereinbarung mit den Arbeitnehmern anzupassen.  
 
 

Benachteiligung jüngerer Arbeitnehmer durch Staffelung  
des Urlaubsanspruchs nach dem Lebensalter 

 
Jüngere Arbeitnehmer dürfen, was ihre Urlaubsansprüche betrifft, in Tarifverträgen nicht ohne sachlichen Grund gegen-
über älteren Arbeitnehmern benachteiligt werden. Dies hat das Bundesarbeitsgericht26 entschieden. 
 
Ein Tarifvertrag27 regelte Urlaubsansprüche unter Bezugnahme auf § 5 der Urlaubsverordnung für die Beamtinnen und 
Beamten im Lande Hessen (HUrlVO). Nach der im Streitfall maßgeblichen Fassung dieser Vorschrift28 hatten Beschäftig-
te im Alter bis zu 30 Jahren Anspruch auf 26 Arbeitstage Urlaub, Beschäftigte im Alter über 30 bis 40 Jahren Anspruch 
auf 29 Arbeitstage Urlaub, Beschäftigte im Alter von über 40 bis 50 Jahren Anspruch auf 30 Arbeitstage Urlaub und 
Beschäftigte im Alter von über 50 Jahren Anspruch auf 33 Arbeitstage Urlaub. Ein Arbeitnehmer, der das 40. Lebensjahr 
vollendet, das 50. Lebensjahr aber noch nicht erreicht hatte, vertrat die Auffassung, dass ihm aus Gründen der Gleich-
behandlung in den Jahren 2009 bis 2012 jeweils drei Urlaubstage mehr zugestanden hätten, als ihm gewährt wurden. 
Er klagte und erhielt vor dem Bundesarbeitsgericht Recht, soweit seine Ansprüche nicht bereits wegen Zeitablaufs ver-
fallen waren.29 Die Tarifvertragsregelung i. V. m. § 5 HUrlVO diskriminierten den Kläger wegen des Alters.30 Sein Ur-
laubsanspruch in den betreffenden Jahren sei deshalb nach oben anzupassen und habe sich auf 33 Arbeitstage belau-
fen. 
 

Erleichterter Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge 
 
Mit der Vierten Verordnung zur Änderung der Beschäftigungsverordnung soll der Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge 
erheblich erleichtert werden.31 
 
Flüchtlinge, über deren Antrag auf humanitären Schutz noch nicht entschieden wurde, haben nach drei Monaten Auf-
enthalt grundsätzlich Zugang zum Arbeitsmarkt. Die Arbeitserlaubnis wird nur erteilt, wenn keine bevorrechtigten inlän-
dischen Arbeitsuchenden für die Beschäftigung zur Verfügung stehen (Vorrangprüfung) und die Flüchtlinge nicht zu 
ungünstigeren Bedingungen als vergleichbare deutsche Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschäftigt werden (Prü-
fung der Beschäftigungsbedingungen). Die tatsächliche Aufnahme der Beschäftigung ist in der Vergangenheit oftmals 
an der Vorrangprüfung gescheitert. 
 
Nun soll in 133 von insgesamt 156 Agenturbezirken der Bundesagentur für Arbeit die Vorrangprüfung für drei Jahre 
ausgesetzt werden. Die verbleibenden 23 Agenturbezirke, in denen weiterhin innerhalb der ersten fünfzehn Monate des 
Aufenthalts eine Vorrangprüfung bei Asylbewerbern und Geduldeten durchgeführt wird, befinden sich in Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und Mecklenburg-Vorpommern, das vollständig ausgenommen wurde. Die Beschäftigungsbedingungen 
der Flüchtlinge werden von der Bundesagentur für Arbeit weiterhin in allen Agenturbezirken geprüft. 
 
Durch die bereits bestehende Verknüpfung zwischen dem Verzicht auf die Vorrangprüfung und dem zulässigen Tätig-
werden als Leiharbeitnehmerin oder Leiharbeitnehmer können Personen mit einer Duldung oder Aufenthaltsgestattung 
für die nächsten drei Jahre in diesen 133 Agenturbezirken auch zu einer Tätigkeit als Leiharbeitnehmerin oder Leihar-
beitnehmer zugelassen werden. 
 
Die Verordnung ist seit dem 6. August 2016 in Kraft. 

                                                        
26 BAG, Urt. v. 12.04.2016, 9 AZR 659/14, BB 2016, S. 1460, LEXinform 1654344. 
27 Art. III § 1 des Tarifvertrags zu § 71 BAT betreffend Besitzstandswahrung v. 23.02.1961. 
28 v. 12.12.2006. 
29 Anspruch auf Ersatzurlaub nach § 275 Abs. 1 und Abs. 4, § 280 Abs. 1 und Abs. 3, § 283 Satz 1, § 286 Abs. 1 Satz 1 i. V. m. 

Satz 2, § 287 Satz 2, § 249 Abs. 1 BGB. 
30 § 7 Abs. 1 und Abs. 2 i. V. m. § 1 AGG. 
31 BMAS, Vierte Verordnung zur Änderung der Beschäftigungsverordnung vom 05.08.2016, BGBl 2016 I, S. 1953, LEXin-

form 0444936. 
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Anforderungen an Vorsorgevollmacht und Patientenverfügung 
 
Eine Vorsorgevollmacht und eine Patientenverfügung, in denen der Abbruch von lebenserhaltenden Maßnahmen gere-
gelt wurde, müssen besondere Anforderungen erfüllen.32 
 
Wichtig ist vor allem, dass die Formulierungen konkret sind und keinen Interpretationsraum bieten. 
 
Der Bundesgerichtshof33 hatte einen Fall zu entscheiden, in dem in einer Patientenverfügung stand, dass „lebensverlän-
gernde Maßnahmen unterbleiben“ sollen. Das Gericht sah diese Formulierung als nicht ausreichend an, um eine künstli-
che Ernährung zu beenden. Die Aussage sei nicht präzise genug. Es fehle an der konkreten Behandlungsentscheidung. 
 
Hinweis: Für die Formulierung von Patientenverfügungen empfiehlt es sich, professionellen Rat zu holen. In jedem Fall 
sind allgemeine Formulierungen wie „…wenn keine Aussicht auf ein lebenswertes Leben besteht“, oder „…ich nicht an 
Schläuche angeschlossen sein will“ zu vermeiden. 
 
 

Keine Bezahlung von Handwerkerleistungen auch  
bei nur teilweiser Schwarzgeldabrede 

 
Ein Vertrag mit einer Vereinbarung, dass Handwerkerleistungen ohne Rechnung erbracht werden, damit der Umsatz 
den Steuerbehörden verheimlicht werden kann, ist wegen Verstoßes gegen die Vorschriften des Schwarzarbeitsgeset-
zes34 nichtig. Der Handwerker kann von dem Auftraggeber weder die vereinbarte Zahlung noch die Erstattung des 
Werts, der von ihm bereits erbrachten Leistungen, verlangen; dem Auftraggeber steht kein Schadensersatz wegen 
Mängeln der Arbeiten zu. 
 
Das gilt auch dann, wenn Handwerkerleistungen nur zum Teil ohne Rechnung erbracht werden sollen. Auch in diesen 
Fällen ist der gesamte Werkvertrag nichtig. 
 
(Quelle: Urteil des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichts35) 
 
 

Rücktrittsrecht von Käufern wegen VW-Abgasskandal 
 
In zwei vom Landgericht Krefeld36 entschiedenen Fällen hatten zwei Autokäufer jeweils einen Audi-Pkw bei einem Ver-
tragshändler erworben und später unter Bezugnahme auf den sog. VW-Abgasskandal den Rücktritt vom Kaufvertrag 
erklärt. 
 
Das Landgericht hat die Rücktritte für wirksam erachtet und das Autohaus verurteilt, die betreffenden Fahrzeuge zu-
rückzunehmen und im Gegenzug den Kaufpreis abzüglich einer Nutzungsentschädigung für die gefahrenen Kilometer an 
den jeweiligen Käufer zurückzuzahlen. 
 
Nach Auffassung des Gerichts ist es den klagenden Kunden nicht zumutbar, dem Vertragshändler die gesetzlich grund-
sätzlich vorgeschriebene Möglichkeit einer Nacherfüllung einzuräumen. Zum entscheidenden Zeitpunkt des Rücktritts sei 
noch nicht klar gewesen, ob die geänderte Software zur Motorsteuerung vom Kraftfahrt-Bundesamt genehmigt werde, 
wann dies geschehe und wann die Fahrzeuge dann nachgerüstet würden. Eine Minderung des Kaufpreises als Alternati-
ve scheide schon deshalb aus, weil die betroffenen Fahrzeuge ohne Nachrüstung von den Zulassungsämtern stillgelegt 
würden. 
 
 
  

                                                        
32 §§ 1901a, 1904 BGB. 
33 BGH, Beschl. v. 06.07.2016, XII ZB 61/16, LEXinform 1655254. 
34 Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung vom 23.07.2004, BGBl 2004 I, S. 1842, zuletzt geändert 

durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.12.2014, BGBl 2014 I, S. 1922, LEXinform 9121424. 
35 Schleswig-Holsteinisches OLG, Urt. v. 16.08.2013, 1 U 24/13, MDR 2013, S. 1399, LEXinform 1585827. 
36 LG Krefeld, Urt. v. 14.09.2016, 2 O 72/16, 2 O 83/16, LEXinform 0445080. 
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Allgemeine Geschäftsbedingungen:  

Ab 1. Oktober 2016 darf von Verbrauchern für Anzeigen und  
Erklärungen nicht mehr als die Textform verlangt werden 

 
Unternehmer sollten ihre allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB), die sie gegenüber Verbrauchern verwenden, über-
prüfen und gegebenenfalls ändern. Für Schuldverhältnisse, die nach dem 30. September 2016 entstehen, darf für eine 
Anzeige oder Erklärung des Verbrauchers gegenüber dem Unternehmer regelmäßig keine strengere Form als die Text-
form vereinbart werden.37 Unter Textform fallen beispielsweise E-Mail, Fax oder SMS, wenn die Person des Erklärenden 
erkennbar ist.38 Die vorherige Regelung ließ für Schuldverhältnisse vor dem 1. Oktober 2016 noch die Schriftform zu. 
Zur Wahrung der Schriftform muss die Erklärung eigenhändig im Original unterzeichnet werden.39 
 
· Betroffen sind grundsätzlich alle mit Verbrauchern geschlossenen Formularverträge. Beispielsweise für eine Kündi-

gung dürfen diese nunmehr nur die Textform verlangen. Ist in den AGB die Schriftform vereinbart, ist die Klausel 
unwirksam. Damit wären Kündigungen oder sonstige Erklärungen des Verbrauchers auch mündlich zulässig und 
wirksam. Zusätzlich besteht das Risiko, dass der Unternehmer wegen der Verwendung von unzulässigen AGB kos-
tenpflichtig abgemahnt wird. 

· Auch bei Arbeitsverträgen schlägt die Problematik durch, weil Arbeitnehmer regelmäßig als Verbraucher anzusehen 
sind. Ein Arbeitsverhältnis kann zwar weiterhin nur schriftlich gekündigt werden, weil das Gesetz Schriftform anord-
net.40 Viele Arbeitsverträge enthalten allerdings Ausschlussklauseln, wonach Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis 
(Arbeitsentgelt, Urlaubsanspruch) zunächst schriftlich geltend gemacht werden müssen. In Neuverträgen ab dem 
1. Oktober 2016 darf nur noch die Textform verlangt werden. Ausschlussklauseln, die in einem anwendbaren Tarif-
vertrag geregelt sind, dürfen weiterhin auf die Schriftform abstellen. Denn Tarifverträge unterliegen nicht der AGB-
Kontrolle.41 

 
Zu beachten ist die Gefahr, dass ein Alt-Vertrag, mit dem vor dem 1. Oktober 2016 ein Schuldverhältnis begründet 
wurde, durch eine Änderung nach dem 30. September 2016 gegebenenfalls zu einem Neu-Vertrag wird. Dann muss die 
neue Textform-Regelung eingehalten werden. 
 
Hinweis: Auch für Alt-Verträge galt bei vertraglich vereinbarter Schriftform bisher schon die gesetzliche Auslegungsre-
gel, dass Anzeigen und Erklärungen per E-Mail oder Fax ausreichend sein können.42 Mit der Neuregelung werden Un-
ternehmer gezwungen, ihren Vertragspartnern (Verbrauchern) in den AGB die geltende Rechtslage mitzuteilen. 
 

Mietspiegel als Schätzungsgrundlage für Mieterhöhungen geeignet 
 
Der Berliner Mietspiegel für das Jahr 2015 ist nach Auffassung des Landgerichts Berlin43 als Schätzungsgrundlage zur 
Ermittlung der ortsüblichen Vergleichsmiete geeignet. Das Gericht sah es in zwei Entscheidungen nicht als erforderlich 
an, ergänzend ein Sachverständigengutachten einzuholen. 
 
In den Gerichtsverfahren verlangten die Vermieter von den Mietern, einer Mieterhöhung zuzustimmen. Streitig war, ob 
das Gericht die ortsübliche Vergleichsmiete anhand des Berliner Mietspiegels für 2015 schätzen konnte oder ob es hier-
zu ein Sachverständigengutachten einholen musste. Der Mietspiegel war vom Land Berlin erstellt, aber auf Vermieter-
seite lediglich nur von einem Wohnungsbauunternehmen anerkannt worden. 
 
Nach Meinung der Richter komme es nicht darauf an, ob es sich um einen qualifizierten Mietspiegel handele. Nach der 
Zivilprozessordnung44 könne auch ein einfacher Mietspiegel als geeignete Schätzungsgrundlage herangezogen werden. 
Es sei vielmehr entscheidend, dass der Mietspiegel vom Land Berlin erstellt worden sei und weniger, dass nicht alle 
Interessenverbände diesem zugestimmt hätten. Die Lebenserfahrung spreche dafür, dass der Mietspiegel die örtliche 
Mietsituation objektiv zutreffend abbilde. Ferner bestehe kein Anhaltspunkt dafür, dass es bei der Erstellung des Miet-
spiegels an der erforderlichen Sachkunde des Landes Berlin gefehlt habe oder die Erstellung von sachfremden Erwä-
gungen beeinflusst war. 
 
Zwar beziehen sich die Entscheidungen nur auf den Berliner Mietspiegel 2015, dennoch sind die vor Gericht dargelegten 
Anforderungen an eine wirksame Mieterhöhung von grundsätzlicher Bedeutung. 
 

                                                        
37 § 309 Nr. 13 Buchstabe b BGB i. d. F. des Gesetzes zur Verbesserung der zivilrechtlichen Durchsetzung von verbraucherschützen-

den Vorschriften des Datenschutzrechts vom 17.02.2016, LEXinform 0442891. 
38 § 126b BGB. 
39 § 126 BGB. 
40 § 623 BGB. 
41 § 310 Abs. 4 Satz 1 BGB. 
42 § 127 Abs. 2 BGB. 
43 LG Berlin, Urt. v. 07.07.2016, 67 S 72/16, Urt. v. 09.08.2016, 18 S 111/15, LEXinform 0444920. 
44 § 286 ZPO. 


